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Beschluss Nr. 21 Anerkennung als Weiterbildungsstätte nur mit   
 Gefährdungsbeurteilung nach MuSchG 
 
 
Die 139. Hauptversammlung des Marburger Bundes hat beschlossen: 
 
Der Marburger Bund bittet die Bundesärztekammer und die Landesärztekammern,  
die Vorlage der mutterschutzrechtlichen Gefährdungsbeurteilungen für die 
Weiterbildungsplätze als eine weitere Zulassungsvoraussetzung einer Weiterbildungsstätte 
zu prüfen. 
 
Das Unterlassen der präventiven Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes  
ist nicht akzeptabel. Das gilt vor allem für das Unterlassen der Gefährdungsbeurteilung 
mit der Konsequenz, dass schwangere Ärztinnen von der beruflichen Teilhabe 
ausgeschlossen werden. Besonders betroffen sind schwangere Ärztinnen in der 
Facharztweiterbildung. 
 
Deshalb sollte eine Einrichtung nur dann als Weiterbildungsstätte anerkannt werden,  
wenn für die Weiterbildungsplätze die Gefährdungsbeurteilungen nach Mutterschutzgesetz 
vorgelegt werden können. 
 
Für die Weiterbildung ist auch die Zulassung des Krankenhauses, der Institution oder Praxis 
als Weiterbildungsstätte erforderlich. Hierfür werden insbesondere die Strukturqualität  
und das Leistungsspektrum der Weiterbildungsstätte darauf geprüft, ob und in welchem 
Umfang Weiter- zubildende die inhaltlichen Anforderungen, die sich aus den jeweiligen 
Weiterbildungsrichtlinien ergeben, in der vorgesehenen Weiterbildungszeit in der 
Einrichtung erfüllen können. 
 


